
Berufsverbote Berlin - West (1):    Ein  Überblick             

Anzeige der „NotgemeinschaŌ  für eine freie Universität“ (NofU) in der Berliner Morgenpost

Von 1970 – Mai 78 gab es in Berlin-West  67 986 poliƟ sche
Überprüfungen bei Einstellungen in den Öff entlichen Dienst,
2090 „Erkenntnisfälle“ und 196 Ablehnungen/Entlassungen.

Hinter diesen trockenen Zahlen verbergen sich viele
 Einzelschicksale.

Komitee zur Verteidigung demokraƟ scher Grundrechte und AkƟ onskomitee gegen Berufsverbote an der FU (Hg.). GesinnungsüberprüŌ ! Gespräche mit Betroff enen, S.252. Berlin West, 1978.

- Organisation von Professoren gegen eine „FU unter Hammer und Sichel“,

- Ausweitung zum BFW (Bund Freiheit der Wissenschaft auf BRD-Ebene),

- Die NofU erstellt von 1974 – 80 sechs Schwarze Listen  mit über 1700 Namen,

- die sie an 11 000 Adressen aus Politik und Wirtschaft bundesweit verschickt;

- die NofU verteilt Flugblätter in der Stadt und hetzt, - löst sich 1991 auf. (BFW 2015!)

1972 Berlin übernimmt den „Radikalenerlass“ der Ministerpräsidenten vom 28.1.1972 mit dem 
Landesbeamtengesetz § 9,19 und löst damit erheblichen Widerstand gegen Schnüffelei und  
politische Disziplinierung aus.  

1973 -74 Landeskommission beim Senator für Inneres organisiert die Umsetzung des 
Radikalenerlasses und führt die obligatorische Regelanfrage beim Verfassungsschutz ein (bis 
1978: 67.986 Überprüfungen!)

Ohne Angabe der Gründe, die zu den Zweifeln bei der Verfassungstreue geführt haben, finden 
Verhöre durch Senatsvertreter statt, die als „persönlich“ bezeichnet werden, d. h. die 
Bewerber*innen dürfen keinen Rechtsbeistand und auch kein Personalratsmitglied mitbringen, es 
gibt kein Protokoll. Sie werden explizit zu Stillschweigen über die Gespräche verpflichtet. (Rdschr.Inn 
II 112/1974)
In keinem Falle werden den Bewerber*innen Äußerungen oder gar Handlungen nachgewiesen, die 
sich gegen die „freiheitlich- demokratische Grundordnung“ (FdGo) gerichtet hätten.

ab 1976 – immer mehr Berufsverbote für Lehrer*innen, besonders in Neukölln, und Angestellte der 
Hochschulen (Assistenten, Hochschullehrer) nach BAT § 8,1 unter Bezug auf deren „gesamtes 
Verhalten“ zur FdGo -GG. Viele erfahren aber gar nicht die Gründe ihrer Ablehnung. (Man erklärt 
ihnen, es gebe „keinen Bedarf“, obwohl Stellen frei sind.)

- 1.12.76: Riesendemo (16 000) gegen Berufsverbote

1978 – 12.9.78: Oberverwaltungsgerichtsurteil: Entlassung von Hans Apel;

- neues Hochschulgesetz mit Mehrheit der Professoren in den Gremien

1980 – Abschaffung der Landeskommission beim Senator für Inneres.

Berufsverbote in Berlin-West  – kleine Chronik 1966 – 1980
Nach der Spaltung Deutschlands 1949 und dem Mauerbau von 1961 war Berlin-West das 
Zentrum von AnƟkommunismus und besonderer Abhängigkeit von den USA. Aufgrund der 
FrontstadtpoliƟk waren demokraƟsche Gepflogenheiten unterentwickelt, die Löhne zur Freude 
der Unternehmer gedrückt, z.T. vom Staat subvenƟoniert (über eine „Berlinzulage“) und Streiks 
quasi unmöglich, damit der „Osten“ nicht dächte, der „Westen“ häƩe Probleme...
Hier nun einige Etappen hin zu den Berufsverboten:
1966 - Proteste gegen den Vietnamkrieg

- Forderungen nach Studienreform mit 1/3-Parität
1967 –  2. Juni: Ermordung von Benno Ohnesorg, DemonstraƟ onen
1968 -  Febr.: SDS organisiert Vietnamkongress in der TU, Hetzkundgebung des Senats vorm
Schöne-berger Rathaus gegen die Proteste,
- AƩ entat auf Rudi Dutschke, anschließend Unruhen (z. B.  Verhinderung der Auslieferung der
BILD-Zeitung vorm Springer-Hochhaus)
1969 - PoliƟ sierung, Ausbreitung studenƟ scher Gruppen an FU, TU und PH, z.B.
„Rote Zellen“,   ADS-en (AkƟ onsgemeinschaŌ en von Demokraten und Sozialisten)
- neues Hochschulgesetz mit 1/3-Parität
ab 1970 – massiver Eingriff des Berliner Senats in die Autonomie der Universitäten, z.B. mit 
dem Verbot von Lehrveranstaltungen der „Roten Zellen“ oder der Ablehnung von Berufungen.
- Er erklärt die Roten Zellen für verfassungsfeindlich, 1973 die SEW, 1974 die ADS-en
- Gründung der „Notgemeinschaft für eine freie Universität“ (NofU) : 



 Berufsverbote Berlin - West  (2): Hans Apel



Rotraut Brentzel Ursula Pfender,1950 - 2009

in zwei Jahren dreimal entlassen

 Berufsverbote Berlin - West  (3)

ROTRAUT BRENTZEL 

1936 geboren in Pommern, 1945 Flucht nach Norddeutschland 

- Nach dem Studium der Mathematik und Physik in Göttingen und Freiburg -Referendariat in Berlin. 

- Im Rahmen eines Zweitstudiums am Otto-Suhr-Institut (OSI) der Freien Universität Berlin 1966-70 

- Mitarbeit in einer Arbeitsgruppe “Bildungswerbung für Gesamtschulen” bei dem damaligen Schulsenator Evers. 
 
- Nach einer ersten Reise nach China gehört R.B. 1973 zu den Gründern der “Gesellschaft  für Deutsch-Chinesische 
Freundschaft ”, deren Vorsitz im Ortsverband Berlin sie übernimmt. Im Rahmen einer Veranstaltung unter dem Ti-
tel: ”Die Erziehung revolutionieren” wird ein Reisebericht gegeben und ein Flugblatt zu dem Th ema veröff entlicht. 
Bei der Einsicht in ihre Verfassungsschutzakte 1989 fi ndet R.B. einen Bericht über diese Veranstaltung, ebenfalls 
einen Denunziantenbrief ans Bezirksamt Steglitz über ihre politischen Aktivitäten. 

- Im Juli 1974 übernimmt sie eine Assistentenstelle am Otto-Suhr-Institut der FU Berlin zur Ausbildung von Sozial-
kundelehrern und arbeitet in Nebentätigkeit an der Schule weiter. Diese Arbeit soll der praktischen Ausbildung der 
Studenten zugute kommen. 

- Im März 1975 wird die Verlängerung des Dienstvertrages an der Beethovenschule seitens des Bezirksamtes Steglitz 
zurückgenommen, aufgrund von “Zweifeln an Ihrer Verfassungstreue”. 

Als Gründe für die Nicht-Weiterbeschäft igung werden ihr “prominente”Mitgliedschaft  in der “Sozialistischen-As-
sistenten-Zelle”am OSI sowie deren Veröff entlichungen vorgehalten. 

- Weitere Vorwürfe: 

- R.B. klagt beim Arbeitsgericht Berlin auf unbefristete Weiterbeschäft igung. 
- Eltern, Lehrer und Schüler setzen sich mit Protestbriefen, Veranstaltungen und Streiks -für die Wiedereinstellung 
von R.B.an der Beethovenschule ein. 
- Die GEW Berlin unterstützt den Protest mit Presseerklärungen und zwei Dokumentationen zu dem Fall. 
- In der ausländischen Presse wird der Fall als Beispiel für die Berufsverbotspraxis in der BRD aufgegriff en. Vor 
allem die dänische Presse und der dänische Gymnasiallehrerverband äußern 
Zweifel an der “Stabilität und Zuverlässigkeit der Nachkriegsdemokratie” 
- Das Arbeitsgericht Berlin verfügt das Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses. 
- Den Antrag von R.B. auf Beschäft igung als Lehrerin mit voller Stelle bei gleichzeitiger Übernahme in das Beam-
tenverhältnis lehnt das Bezirksamt ab. Begründung: “Erkenntnisse, die der 
Verfassungsschutz seit 1969 über Sie gesammelt hat.” 
-Nach weiteren öff entlichen Protesten hebt der Senator für Schulwesen Rasch die Entscheidung des Bezirksamtes 
Steglitz auf, R.B. aus politischen Gründen nicht zu verbeamten. 
-1976 erhält R.B. die Ernennungsurkunde. 
-Zermürbt durch die öff entlichen Auseinandersetzungen verlässt R.B. Berlin und hält sich von 1978 bis 1982 zu 
Studienzwecken in China auf, wo sie auch unterrichtet. 

- Nach ihrer Rückkehr nach Berlin unterrichtet sie bis 1992 an verschiedenen Schulen. 

- Aus persönlichen Gründen zieht sie 1992 nach Köln. Ihr Antrag, dort an einer Schule zu unterrichten,wird von 
den Behörden in NRW abgelehnt, da sie über 55 Jahre ist. 

- Nach ihrer Rückkehr nach Berlin im Jahre 2003 arbeitet sie am Curriculum für Chinesischunterricht an Ober-
schulen im Auft rag des Senators für Schulwesen Berlin mit.

Antwort des Bezirksstadtrats Schröter, Steglitz, auf 
internaƟ onale Proteste gegen Berufsverbote. 




